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Neues aus der Rechtsprechung
LAG Koln bestitigt Maskenpflicht und verneint
Anspruch auf Homeoffice

Auch eineinhalb Jahre nach Beginn der Pandemie ist ,die Maske” fester
Bestandteil im Alltag, genauso die Maskenpflicht in vielen Betrieben. Die
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung  (Corona-ArbSchV), die zu den
vom Arbeitgeber zu treffenden Schutzmafinahmen auch die Anordnung
einer Tragepflicht von Atemschutzmasken zihlt, gilt mindestens noch bw
zum 10. September 2021. Ob und in welcher Form die Verordnung
verlingert wird, ist derzeit noch unklar. Die Fillevon , Maskenverweigern”
hiufen sich und beschiiftigen zunehmend die Gerichte.

Schon vor Inkrafttreten der Corona-ArbSchV hatte das
Arbeitsgericht Siegburg entschieden, dass ein drztliches Attest, das
ohne nihere Begriindungeine, Maskenunvertraglichkeit” attestiert,
keine Befreiung von der im Betrieb angeordneten Maskenpflicht
rechtfertigt. Der Arbeitgeber miisse aufgrund konkreter und
nachvollziehbarer Angaben in der arztlichen Bescheinigung in der
Lage sein, das Vorliegen der jeweiligen Tatbestandsvoraussetzungen
selbststandig zu priifen. Der auf eine Beschéftigung ohne
Maskenpflicht gerichtete Verfiigungsantrag des im Rathaus der
Gemeinde tatigen Bauamt-Mitarbeiters hatte daher keinen Erfolg.
Auch der hilfsweise geltend gemachte Anspruch auf eine

Beschiftigung im Homeoffice wurde zuriickgewiesen.

Das LAG Koln hat diese Entscheidung nunmehr bestatigt (Urteil
vom 12. April 2021, Az. 2 SaGa 1/21). Zwar folgte die Maskenpflicht
im Rathausim Zeitpunkt der letzten miindlichen Verhandlungschon
aus der Corona-Schutzverordnung NRW. Zudem galt inzwischen
die Corona-ArbSchV. Nach Auffassung des LAG war die
Anordnung zum Tragen der Maske jedoch auch vom
arbeitgeberseitigen Direktionsrecht gemafs § 106 Satz 1 GewO
umfasst und im Einzelfall angemessen. Das Tragen einer FFP2-
Maske diene dem Infektionsschutz in beide Richtungen. Einerseits
sollten andere Mitarbeiter und Besucher des Rathauses vor
Aerosolen geschiitzt werden, die der Kldger ausstofien konnte und

die potentiell todlich sein konnten. Andererseits miisse die



Arbeitgeberin auch den Gesundheitsschutz des Kldgers im Auge
behalten, der selbst krankmachende oder potentiell todliche

Aerosole einatmen konnte.

Das LAG halt die Maskenpflicht auch unter Beriicksichtigung des
Umstands, dass der Kldger an einer psy chischen Erkrankung leidet,
fir verhédltnismafiig. Der Kldger hatte im Berufungsverfahren
vorgetragen, dass er keine Maske tragen konne, weil er aufgrund
einer Straftat, deren Opfer er im Alter von 13 Jahren geworden war,
traumatisiert sei; infolgedessen sei es ihmunmoglich, sein Gesicht zu
bedecken. Nach Auffassung des LAG durfte die Arbeitgeberin
diesen Umstand im Rahmen der Abwadgungsentscheidung sogar zu
IThren Gunsten beriicksichtigen, da dem Kldger wegen seiner
Erkrankung ein Anspruch auf Entgeltfortzahlung und
Krankengeld zustehe, der in der Regel ausreiche, um eine Heilung
zu ermoglichen. Diesen Ausfithrungen lasst sich auch entnehmen,
dass — jedenfalls nach Auffassung des LAG Koln - ein hinreichend
begriindetes arztliches Befreiungsattest

Entgeltfortzahlungsanspriiche auslost.

Interessant sind ferner die Ausfithrungen zur Homeoffice-
Angebotspflicht, die zum Zeitpunkt der Entscheidung gemaf} §2
Abs. 4 Corona-ArbSchV (spdter § 28b Abs. 7 IfSG) galt. Der Kladger
hatte versucht, hieraus einen Anspruch auf mobile Erbringung der
Biirotatigkeiten, die zwischen 60 und 80 % seiner Tatigkeit
ausmachten, durchzusetzen. Nach Auffassung des LAG stehen einer
Homeoffice-Tatigkeit jedoch zwingende betriebsbedingte Griinde
im Sinne von § 28b Abs. 7 Satz 1 IfSG entgegen, da der Klager nur
einen Teil seiner Tatigkeit von zu Hause hétte erbringen konnen. Die
tibrigen 20 bis 40 % der Tatigkeit bestehen aus Beratungsleistungen
im Aufiendienst oder vor Ort im Rathaus. Selbst wenn die Beklagte
ihm also eine Tatigkeit im Homeoffice ermoglichen wiirde, so das
LAG, wiirde er im Ubrigen arbeitsunfihig bleiben. Da das
Entgeltfortzahlungsgesetz jedoch keine Teilarbeitsunfihigkeit
kenne, wire die Investition in den mobilen Arbeitsplatz unniitz, da
sie nicht die (gesamte) Arbeitsfahigkeit des Klagers wiederherstellen

konne.

Die Tatigkeit des Klagers konne auch nicht anderweitig organisiert
werden. Die fiir die Arbeit des Klagers erforderlichen Bauakten seien
noch nicht digitalisiert; insbesondere grofiere Karten seien noch
nicht eingescannt worden. Ein ndchtliches Abholen der Akten wére
wiederum nicht mit § 5 ArbZG zu vereinbaren, da das Abholen der
Akte als Arbeitszeit zu bewerten ware, der Kldger dann aber keine



elfstiindige Ruhezeit einhalten wiirde. Schliefilich héalt das LAG
Koln es auch nicht fiir zumutbar, die zur Tatigkeit des Kléagers
gehorenden Biirgerberatungen —wievon diesem vorgeschlagen —auf

offener Strafle unter Wahrung eines Mindestabstands von 1,5 Metern
ohne Maske durchzufiihren.

Die in der Entscheidung behandelten Fragestellungen diirften dem
einen oder anderen HR-Mitarbeiter durchaus bekannt vorkommen.
Das LAG Koln gibt der Praxis einige Hinweise zur Handhabung
vergleichbarer =~ Abwagungsentscheidungen an die  Hand
Gleichzeitig betont das LAG im Orientierungssatz, dass es sich um
eine Einzelfallentscheidung handelt. Daher sind Arbeitgeber gut
beraten, bei ,Maskenverweigerern” genau zu priifen, ob eine

Tatigkeit nach einer zumutbaren Umorganisation moglich wére.




Unser Team Arbeitsrecht

Dr. Detlef Grimm Dr. Martin Brock Dr. Sebastian Pelzer
+49 (0) 221 650 65-129 +49 (0) 221 650 65-233 +49 (0) 221 650 65-263
detlef.grimm@loschelder.de ~ martin.brock@loschelder.de  sebastian pelzer@loschelder.de

a b

Arne Gehrke, LL.M. Dr. Stefan Freh Farzan Daneshian, LL.M.
+49 (0) 221 650 65-263 +49 (0) 221 650 65-129 +49 (0) 221 65065-263
arne.gehrke@oschelder.de stefan.freh@oschelder.de farzan.daneshian@loschelder.de

Dr. Malte Gobel
+49 (0) 221 650 65-129
malte.goebel@oschelder.de

Impressum

LOSCHELDER RECHTSANW ALTE
Partnerschaftsgesellschaft mbB
Konrad-Adenauer-Ufer11

50668 Koln

Tel. +49 (0)221 65065-0, Fax+49 (0)221 65065-110
info@loschelder.de

www.loschelder.de


mailto:farzan.daneshian@loschelder.de
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-detlef-grimm.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-sebastian-pelzer.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/arne-gehrke.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-stefan-freh.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-martin-brock.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/farzan-daneshian.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-malte-goebel.html

	Neues aus der Rechtsprechung
	LAG Köln bestätigt Maskenpflicht und verneint Anspruch auf Homeoffice

	Unser Team Arbeitsrecht
	Impressum

